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Sehr geehrte Damen und Herren,

die grunderwerbsteuerlichen Vor- und Nachbehaltensfristen der Steuerbefreiungen für 
Grundstücksübertragungen von und auf Personengesellschaften wurden im Rahmen der 
Grunderwerbsteuerreform 2021 von fünf auf zehn Jahre verlängert. Die zeitlichen 
Übergangsbestimmungen sind jedoch umstritten, insbesondere ab wann die verlänger-
ten Nachbehaltensfristen anzuwenden sind. 

Grundsätzlich sind die verlängerten Fristen gemäß § 23 Abs. 18 GrEStG erstmals auf 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 30.06.2021 verwirklicht werden. Aller-
dings sind die verlängerten Fristen nach § 23 Abs. 24 GrEStG dann nicht anzuwenden, 
wenn die in der am 30.06.2021 geltenden Fassung geregelte Frist vor dem 01.07.2021 
abgelaufen war. Daraus schließt die Finanzverwaltung, dass die zehnjährige Nachbehal-
tensfrist des § 6 Abs. 3 Satz 2 GrEStG (Grundstücksübertragungen von einer Gesamt-
hand auf eine Gesamthand) auch dann gilt, wenn der Erwerbsvorgang vor dem 
01.07.2021 verwirklicht worden ist und bei Inkrafttreten der Norm die Fünfjahresfrist 
noch nicht abgelaufen war.

Nachdem erstmals das FG Düsseldorf mit Urteil vom 09.09.2024 gegen die Verlängerung 
der grunderwerbsteuerlichen Nachbehaltensfrist in einem Verfahren über die Ausset-
zung der Vollziehung (AdV) entschieden hat, bestätigt nun der Bundesfinanzhof die 
Zweifel des FG Düsseldorf an der Verlängerung der Nachbehaltensfrist auf zehn Jahre für 
einen Erwerbsvorgang nach § 6 Abs. 3 GrEStG, in dem die (ursprüngliche) Fünfjahresfrist 
vor dem 01.07.2021 noch nicht abgelaufen war. Er hat daher die Aussetzung der Voll- 
ziehung bestätigt (BFH-Beschluss vom 10.04.2025, II B 54/24 AdV). Der Ausgang des 
Hauptsacheverfahrens bleibt abzuwarten. 

Neben dieser Thematik bleibt auch die derzeit zeitlich begrenzte Anwendung der 
Begünstigungsvorschriften der §§ 5, 6 und § 7 Abs. 2 GrEStG für den Zeitraum 2024  
bis 2026 auf unserer Watchlist. 

Sollte bis Mitte 2026 keine Gesetzesänderung erfolgen, empfiehlt sich bei geplanten 
Übertragungen von/auf oder zwischen Personengesellschaften noch im Jahr 2026 die 
Prüfung von Handlungsbedarf und -optionen.

Mit freundlichen Grüßen

Claudia Rottländer 
Geschäftsführende Gesellschafterin bei DORNBACH
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  Termine Juli 2025	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.07.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.07.20252	 14.07.2025	 10.07.2025

	 10.09.2025	 14.07.2025	 10.07.2025

	 10.09.2025	 15.09.2025	 10.09.2025

	 10.07.20254	 14.07.2025	 10.07.2025

	 15.08.20254	 18.08.2025	 15.08.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 29.07.2025	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Keine Anerkennung einer   
  doppelten Haushaltsführung bei   
  Fahrzeit zwischen Hauptwohnung   
  und Tätigkeitsstätte von etwa   
  einer Stunde  

Ein Geschäftsführer war bei einer etwa 
30 km entfernt ansässigen Arbeitgeberin 
angestellt und mietete eine Zweitwohnung 
in ca. 1 km Entfernung von seiner Arbeits-
stätte. Er machte einen Anspruch auf Be-
rücksichtigung von Aufwendungen für eine 
doppelte Haushaltsführung geltend.

Das Finanzgericht Münster wies die Klage 
ab (Az. 1 K 1448/22). Das Finanzamt habe 
hier zu Recht abgelehnt, bei den Einkünf-
ten des Klägers aus nichtselbstständiger 
Arbeit zusätzliche Werbungskosten für die 
geltend gemachte doppelte Haushalts-
führung zu berücksichtigen. Der Ort des 
eigenen Hausstands und der Beschäfti-
gungsort des Klägers fallen im Streitfall 
nicht auseinander, denn der Kläger könne 
seine Arbeitsstätte von seinem ca. 30 km 
entfernten Hausstand aus mit dem Pkw 
ausweislich eines Online-Routenplaners 
im Berufsverkehr innerhalb von 50 bis 
55 Minuten erreichen. Da die üblichen 
Wegezeiten maßgeblich seien, sei nicht 
darauf abzustellen, dass die Fahrzeit nach 
Angaben des Klägers aufgrund von Baustel-
len zeitweise im Einzelfall länger gedauert 
haben sollte. Außerhalb des Berufsver-
kehrs betrage die Fahrzeit ausweislich 
des Online-Routenplaners lediglich ca. 30 
Minuten.

  Berufliche Fahrtkosten:   
  Behandlung einer Leasing-   
  sonderzahlung 

Der Kläger leaste im Rahmen seiner Tätig- 
keit als Außendienstmitarbeiter einen Pkw, 
leistete hierfür eine Leasingsonderzahlung 
und übernahm weitere Kosten (z. B. Fahr- 
zeugzubehörkosten). In seiner Einkom-
mensteuererklärung machte er Fahrtkosten 
für seine Außentätigkeit als Werbungskos-
ten geltend. Die Ermittlung der Fahrtkosten 
basierte auf einem Kilometersatz, welchen 
der Kläger im Vorjahr auf der Basis der 

zogen sie in eine 5-Zimmer-Wohnung, in 
der sie zwei Zimmer als häusliches Arbeits- 
zimmer einrichteten und nutzten. Den 
Aufwand für die Nutzung der Arbeitszim-
mer und die Kosten für den Umzug in die 
neue Wohnung machten sie in ihrer Ein- 
kommensteuererklärung als Werbungskos-
ten geltend. Das beklagte Finanzamt 
erkannte die Aufwendungen für die Ar- 
beitszimmer an, mangels beruflicher 
Veranlassung lehnte es den Abzug der 
Kosten für den Umzug jedoch ab. Demge-
genüber bejahte das Finanzgericht Ham- 
burg den Werbungskostenabzug auch für 
die Umzugskosten und gab der Klage 
insoweit statt. Der Umzug in die größere 
Wohnung sei beruflich veranlasst gewe-
sen, da er zu einer wesentlichen Erleichte-
rung der Arbeitsbedingungen der Kläger 
geführt habe. 

Dem folgten die Richter des Bundesfinanz-
hofs nicht. Sie stellten maßgeblich darauf 
ab, dass die Wohnung dem privaten Le- 
bensbereich zuzurechnen sei, die Kosten 
für einen Wechsel der Wohnung daher 
regelmäßig zu den steuerlich nicht ab- 
ziehbaren Kosten der Lebensführung 
zählten. Etwas anderes gelte nur, wenn die 
berufliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen 
den entscheidenden Grund für den Woh- 
nungswechsel dargestellt und private Um- 
stände hierfür eine allenfalls ganz unter- 
geordnete Rolle gespielt haben. Dies sei 
nur aufgrund außerhalb der Wohnung lie- 
gender Umstände zu bejahen, etwa wenn 
der Umzug Folge eines Arbeitsplatzwech-
sels gewesen sei oder die für die täglichen 
Fahrten zur Arbeitsstätte benötigte Zeit 
sich durch den Umzug um mindestens eine 
Stunde täglich vermindert habe. (Az. VI R 
3/23).

  Werbungskostenabzugsverbot für   
  Vermögensverwaltergebühren  

Ein Anleger hatte im Veranlagungszeitraum 
2020 erhebliche Vermögensverwalterge-
bühren gezahlt, die über dem Sparer-
pauschbetrag lagen. Diese machte er in 
seiner Einkommensteuererklärung als 
Werbungskosten geltend. Das Finanzge-

Fahrleistung ermittelte und im Streitjahr 
erneut anwendete. Bei der Ermittlung der 
Fahrtkosten wurden u. a. die geleisteten 
Leasingsonderzahlungen für den gesamten 
Leasingzeitraum zugrunde gelegt. Das 
beklagte Finanzamt erkannte die geltend 
gemachten Fahrtkosten der Höhe nach 
nicht an. Der hiergegen erhobenen Klage 
gab das Finanzgericht München statt. 

Der Bundesfinanzhof ändert seine Ansicht 
dahingehend, dass eine Leasingsonder-
zahlung im Rahmen der Ermittlung der 
jährlichen Fahrzeuggesamtkosten perio- 
dengerecht aufzuteilen ist (Az. VI R 9/22). 
Die Richter hoben das Urteil auf und wie- 
sen die Sache zur anderweitigen Verhand-
lung und Entscheidung an das Finanzge-
richt München zurück.

Hinweis: 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
beruflich veranlasste Fahrten, die nicht 
Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte im Sinne des § 9 Abs. 4 
des Einkommensteuergesetzes sowie 
keine Familienheimfahrten sind (sons- 
tige berufliche Fahrten), sind nach § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 1 EStG in ihrer 
tatsächlichen Höhe als Werbungskosten 
zu berücksichtigen. Anstelle der tatsäch-
lichen Aufwendungen, die dem Arbeit-
nehmer durch die persönliche Benut-
zung eines Beförderungsmittels ent- 
stehen, können die Fahrtkosten mit den 
pauschalen Kilometersätzen angesetzt 
werden, die für das jeweils benutzte 
Fahrzeug als höchste Wegstreckenent-
schädigung nach dem Bundesreise-
kostengesetz festgesetzt sind.

  Kein Werbungskostenabzug für   
  private Umzugskosten trotz   
  Homeoffice-Zwang  

Berufstätige Eheleute lebten mit ihrer 
Tochter in einer 3-Zimmer-Wohnung und 
arbeiteten nur in Ausnahmefällen im Home- 
office. Ab März 2020 – bedingt durch die 
Corona-Pandemie – arbeiteten sie über- 
wiegend im Homeoffice, dort im Wesentli-
chen im Wohn-/Esszimmer. Ab Mai 2020 
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richt Sachsen-Anhalt ordnete die im Streit- 
jahr gezahlte Vermögensverwaltergebühr 
als Werbungskosten gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes ein, die 
unter das Abzugsverbot gemäß § 20 Abs. 9 
Satz 1 Halbsatz 2 EStG fallen. § 20 Abs. 9 
EStG schließe einen Werbungskostenab-
zug bei Kapitalerträgen generell aus – nur 
der Sparerpauschbetrag werde berücksich-
tigt. Der Kläger argumentierte, dass das 
Abzugsverbot gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 des Grundge-
setzes) verstoße, insbesondere weil 
bestimmte pauschale Vermögensverwal-
tergebühren laut des Bundesfinanzminis-
teriums (BMF-Schreiben vom 19.05.2022, 
BStBl I 2022 S. 742, Tz. 93 und 95) anteilig 
doch als Anschaffungs- oder Veräuße-
rungskosten anerkannt werden könnten. 

Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen 
die Nichtzulassungsbeschwerde gegen das 
Urteil des Finanzgerichts als unbegründet 
zurück (Az. VIII B 79/24). Sie sahen keine 
verfassungsrechtlich relevante Ungleich-
behandlung und auch keine verfassungs-
rechtliche Fragestellung, die eine Revision 
rechtfertigen könne. Das Werbungskosten-
abzugsverbot gem. § 2 Abs. 2 Satz 2 i. V. 
m. § 20 Abs. 9 EStG sei auch gegenüber 
Anlegern höherer Kapitalerträge, denen 
Werbungskosten (hier: aus Vermögensver-
waltergebühren) deutlich oberhalb des 
Sparerpauschbetrags erwachsen, eine 
verfassungsrechtlich zulässige typisieren-
de Regelung im System der abgeltend be- 
steuerten Kapitalerträge.

  Absetzbarkeit von Rechts- und   
  Beratungskosten bei Anteilsver-   
  käufen – kein Abzug  

Eine Tochtergesellschaft, die in einem 
Organschaftsverhältnis zur Klägerin als 
Organträgerin stand, veräußerte Anteile an 
ihrer Tochtergesellschaft – also einer En- 
kelgesellschaft der Klägerin. Die Klägerin 
hatte im Zusammenhang mit der Veräuße-
rung der Enkelgesellschaft Rechts- und 
Beratungsleistungen in eigenem Namen 
beauftragt und die Kosten daraus getra-
gen. Das beklagte Finanzamt klassifizierte 

diese Ausgaben als Veräußerungskosten 
der Tochtergesellschaft, die im Rahmen 
des § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuerge-
setzes nur teilweise abziehbar seien. Die 
Klägerin argumentierte, dass die Kosten 
allein ihr und nicht der Tochtergesellschaft 
zuzurechnen und auf ihrer Ebene ohne 
Anwendung des § 8b KStG in voller Höhe 
abzugsfähig seien.

Das Finanzgericht Düsseldorf gab der 
Klage statt und ließ die streitigen Aufwen-
dungen in voller Höhe zum Abzug zu (Az. 7 
K 1811/21 K). Eine Zurechnung der Kosten 
zur Tochtergesellschaft komme nicht in 
Betracht. Bei den Aufwendungen für von 
der Klägerin in Auftrag gegebene Rechts- 
und Beratungsleistungen im Zusammen-
hang mit der Veräußerung der Enkelgesell-
schaft handelt es sich um Betriebsaus- 
gaben der Klägerin, die nicht dem Abzugs- 
verbot des § 8b Abs. 2 oder Abs. 3 KStG  
zu unterwerfen seien. Daher seien die Auf- 
wendungen in voller Höhe einkommens-
wirksam. Des Weiteren seien die Rechts- 
und Beratungsleistungen nicht als verdeck-
te Einlage zu qualifizieren. Eine verdeckte 
Einlage liege mangels eines einlagefähigen 
Wirtschaftsguts nicht vor, da die Klägerin 
in der konkreten Konstellation nicht auf 
einen Aufwendungsersatzanspruch – etwa 
aus einer Geschäftsführung ohne Auftrag 
– verzichtet habe. Auch ein sog. abgekürz-
ter Vertragsweg liege nach Auffassung der 
Richter nicht vor, da die rechtliche Gestal- 
tung des Sachverhalts für den Abzug ent- 
scheidend sei. Eine fingierte Zuwendung 
komme – anders als z. B. im Bereich von 
Vermietungseinkünften – nicht in Betracht.

Hinweis:
Die Entscheidung, die hohe Relevanz 
für Konzernstrukturen mit Organschafts- 
verhältnissen hat, ist nicht rechtskräf-
tig. Die Revision wurde wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Frage 
der Anwendung des abgekürzten Ver- 
tragswegs bei Körperschaften vom 
Finanzgericht Düsseldorf zugelassen. 
Die Revision zum Bundesfinanzhof 
wurde eingelegt. Das BFH-Aktenzei-
chen ist noch nicht bekannt.

  Provisionen in Form der   
  Kryptowährung Ether zulässig  

Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass 
Arbeitnehmer unter bestimmten Bedingun-
gen Provisionen in Form der Kryptowährung 
Ether erhalten können. Ether als Sachbe-
zug zu vereinbaren sei nur dann möglich, 
wenn dies bei objektiver Betrachtung im 
Interesse des Arbeitnehmers liege. Zudem 
müsse ein bestimmter unpfändbarer Be- 
trag des Arbeitsentgelts in Geld ausgezahlt 
werden (Az. 10 AZR 80/24).

Hintergrund des Urteils ist ein Streit zwi- 
schen einem Unternehmen, das sich auch 
mit Kryptowährung befasst, und einer ehe- 
maligen Arbeitnehmerin. Die Provisions-
vereinbarung zwischen den Beteiligten sah 
eine spezielle Auszahlungsmodalität vor. 
Die Provision sollte zwar zuerst in Euro 
berechnet werden, dann aber zum Fällig- 
keitszeitpunkt (immer am letzten Tag des 
Folgemonats) zum aktuellen Wechselkurs 
in die Kryptowährung Ether (ETH) umge-
rechnet werden. Dieser Anspruch sollte 
durch die Übertragung der entsprechen-
den Menge ETH auf eine von der Klägerin 
benannte Wallet (sog. digitale Geldbörse 
für Kryptowährungen) erfüllt werden. Sie 
klagte, dass ihr noch ausstehende Pro- 
visionsansprüche – wie im Arbeitsvertrag 
festgehalten – in Ether übertragen werden 
sollen. Das Unternehmen war hingegen 
der Ansicht, dass die Ansprüche bereits 
durch eine Geldzahlung erfüllt seien. Es 
sei unzulässig, Arbeitsentgelt in Form von 
Kryptowährung auszuzahlen.

Das Bundesarbeitsgericht gab der Klägerin 
recht. Der Klägerin stehen die geltend ge- 
machten Provisionen, zu erfüllen durch 
Übertragung von ETH, dem Grunde nach 
zu. Es entschied, dass die Übertragung der 
Kryptowährung Ether zur Erfüllung von Pro- 
visionsansprüchen des Arbeitnehmers, 
wenn dies bei objektiver Betrachtung im 
Interesse des Arbeitnehmers liegt, als 
Sachbezug im Sinne von § 107 Abs. 2 Satz 1 
GewO vereinbart werden kann. Nach § 107 
Abs. 2 Satz 5 GewO dürfe jedoch der Wert 
der vereinbarten Sachbezüge die Höhe des 
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pfändbaren Teils des Arbeitsentgelts nicht 
übersteigen. Dem Arbeitnehmer müsse zu- 
mindest der unpfändbare Betrag seines Ent-
gelts in Geld ausgezahlt werden. Im Streit- 
fall müsse allerdings die genaue Höhe des 
Anspruchs vom zuständigen Landesarbeits-
gericht in Baden-Württemberg als Vorinstanz 
verhandelt und entschieden werden.

  Schreiben zu Einzelfragen zur   
  Abgeltungsteuer neu gefasst  

Das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) hat am 14.05.2025 sein Schreiben 
zu Einzelfragen zur Abgeltungsteuer neu 
gefasst (Az. IV C 1 - S 2252/00075/016/070). 
Das umfangreiche Schreiben ersetzt das 
BMF-Schreiben vom 19.05.2022 und geht 
u. a. auf die folgenden Bereiche ein:

•	  �Kapitalerträge (§ 20 EStG): Dividenden, 
Stille Gesellschaft, Lebensversicherun-
gen, Optionsanleihen/Zertifikate, 
Rückabwicklungen/Nutzungsersatz

•	  �Termingeschäfte (§ 20 Abs. 2 Nr. 3 
EStG): Optionen, Futures, Swaps, 
Devisentermingeschäfte, Barausgleich, 
Stillhalterprämien

•	  �Verluste & Forderungsausfälle: Verluste 
durch Forderungsausfall (z. B. Insol-
venz, Verzicht), Wiederaufleben von 
Besserungsscheinen führt zu nachträgli-
chen Einkünften

•	  �Steuerabzug (§ 43, 43a EStG): Kapitaler-
tragsteuer durch Bank einzubehalten, 
getrennte Verlustverrechnungstöpfe, 
Anrechnung ausländischer Quellensteu-
er nur im Veranlagungsverfahren

•	  �Steuerfreistellung (§ 44a EStG): 
Freistellungsauftrag oder NV-Bescheini-
gung möglich, Ehegatten benötigen 
gemeinsamen Auftrag zur Verlustver-
rechnung

•	  �Ausnahmen vom Abgeltungsteuersatz  
(§ 32d Abs. 2 EStG): Kein Abgeltungs-
satz bei Darlehen an nahestehende 
Personen, Antrag auf persönliche 
Besteuerung bei Beteiligung > 25 % oder 
> 1 % + Tätigkeit

•	  �Sonderfälle: Rohstoffzertifikate mit phy- 
sischem Auslieferungsanspruch, Zins- 
begrenzungen (Caps/Floors), Swaps

Für die Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge 
und Veräußerungsgewinne sind die Grund- 
sätze des neu gefassten Schreibens auf 
alle offenen Fälle anzuwenden.

  Unzulässige Zweitwohnungsteuer   
  bei Nest- oder Wechselmodell  

Das Verwaltungsgericht Weimar entschied, 
dass die Erhebung einer kommunalen 
Zweitwohnungsteuer (auch) unzulässig in 
Fällen des ehelichen Getrenntlebens ist, 
wenn und soweit die gemeinsamen ehe- 
lichen Kinder des zur Zweitwohnungsteuer 
herangezogenen getrennt lebenden Eltern- 
teils mit Zweitwohnsitz im Rahmen des 
familiären Nestmodells oder auch des 
Wechselmodells am Erstwohnsitz regelmä-
ßig betreut werden (Az. 3 K 1578/23 We).

Im Streitfall betreute ein getrennt lebendes 
Ehepaar seine gemeinsamen Kinder zu- 
nächst im Nest- und später im Wechselmo-
dell. Für eine Nebenwohnung in einer 
anderen Stadt sollte der Mann Zweitwoh-
nungsteuer i. H. von 960 Euro jährlich 
zahlen. Eine Ausnahme von der Zweitwoh-
nungsteuerpflicht sah die Erfurter Satzung 
nur für nicht dauernd getrennt lebende 
Eheleute mit Zweitwohnsitz vor. Das Ver- 
waltungsgericht hält das für einen „ekla- 
tanten“ Verstoß gegen den Schutz der 
Familie und den Gleichbehandlungsgrund-
satz. Die Entscheidung, die gemeinsamen 
Kinder im Nest- oder Wechselmodell zu 
betreuen, sei verfassungsrechtlich ge- 
schützt – und zwar genauso wie bei nicht 
getrennt lebenden Eheleuten. Eine Zweit- 
wohnungsteuerpflicht verstoße in solchen 
Fällen gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgeset-
zes, sachliche Gründe für eine unterschied-
liche Behandlung nicht getrennt lebender 
und getrennt lebender Eheleute seien 
nicht erkennbar.

  Anonymes Hinweisgebersystem   
  der niedersächsischen Steuer-   
  verwaltung geht online  

Seit 22.04.2025 können Bürger in Nie- 
dersachsen Steuerdelikte über ein ano- 
nymes Hinweisgebersystem anzeigen. Das 

Portal https://anonymer-steuerhinweis.
mf.niedersachsen.de/meldung bietet 
einen sicheren und diskreten Kommunika- 
tionsweg, um sowohl namentliche als 
auch anonyme Hinweise abzugeben.

Mit dem neuen digitalen Angebot will die 
niedersächsische Steuerverwaltung die 
Bearbeitung anonymer Hinweise verbes-
sern und eine bestehende Vollzugslücke 
schließen.

Ein vergleichbares System ist bereits in 
Baden-Württemberg und Schleswig-Hol-
stein im Einsatz.

  § 1 Abs. 5 Satz 1 AStG als   
  Einkünftekorrektur oder als   
  Einkünfteermittlung?  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit seiner 
Entscheidung vom 18.12.2024 (I R 45/22) 
die Grundsätze zur Anwendung von § 1  
Abs. 5 AStG als Korrekturnorm weiter 
konkretisiert.

Die Klägerin K, eine Kapitalgesellschaft 
ungarischen Rechts (auf Grundlage deut- 
schen Rechts entspricht sie einer GmbH), 
hatte im Streitjahr ihren Sitz sowie die 
Geschäftsleitung in Ungarn. Zudem unter- 
hielt sie im deutschen Inland eine Betriebs-
stätte und erbrachte Dienstleistungen. Mit 
dem Finanzamt (FA) entstand Streit darü- 
ber, ob es sich bei der im Inland unterhal-
tenen Betriebsstätte um eine sogenannte 
Routinebetriebsstätte handelt und wie der 
Gewinn für diese zu ermitteln ist. Das zu- 
ständige Finanzgericht sowie der BFH 
teilten hierbei die Ansichten der K.

Für die Gewinnermittlung der inländischen 
Betriebsstätte eines ausländischen Unter- 
nehmens ist der sogenannte Fremdver-
gleichsgrundsatz vorzunehmen. Eine 
Betriebsstätte ist dabei grundsätzlich wie 
ein eigenständiges und unabhängiges Un- 
ternehmen zu behandeln. Dazu sind ihr 
zunächst die Personalfunktionen, die Ver- 
mögenswerte, die Chancen und Risiken 
sowie ein angemessenes Eigenkapital zu- 
zuordnen. Anschließend sind die Art der 
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Geschäftsbeziehungen zwischen dem (aus-
ländischen) Unternehmen und seiner Be- 
triebsstätte sowie die Verrechnungspreise 
für diese Geschäftsbeziehungen zu be- 
stimmen. Der Verrechnungspreis für Dienst-
leistungen ist im Regelfall kostenorientiert 
zu ermitteln.

Der BFH wies die Revision des FA zurück, 
weil es die veranlassungsbezogene Ge- 
winnermittlung der K ohne weitere Prüfung 
verworfen und eine eigene Gewinnermitt-
lung anhand einer anderen Ermittlungsme-
thode vorgenommen hatte. Für ein solches 
Vorgehen besteht jedoch nach Ansicht des 
BFH keine Rechtsgrundlage. Insbesondere 
sei dieses Vorgehen nicht durch Vorschrif-
ten des AStG gedeckt: Bereits aus dem 
Wortlaut des § 1 Abs. 5 Satz 1 AStG folge, 
dass es sich um eine Einkünftekorrektur-
norm und gerade nicht um eine eigenstän-
dige Regelung zur Betriebsstättengewin-
nermittlung handelt. Daraus folgt, dass 
eine Korrektur erst möglich ist, wenn ein 
Verstoß gegen den Fremdvergleichsgrund-
satz vorliegt, wenn also die angesetzten 
Verrechnungspreise unangemessen sind. 
Das war vorliegend nicht der Fall.

Hinweis:
Der BFH entschied in seinem Urteil, dass 
es sich – insbesondere nach dem klaren 
Wortlaut der Vorschrift (§ 1 Abs. 5 Satz 1 
AStG) um eine Einkünftekorrekturnorm 
handelt. Dies hat zur Folge, dass eine 
veranlassungsbezogene Gewinnermitt-
lung einer unselbstständigen Betriebs-
stätte im Rahmen der beschränkten 
Steuerpflicht einer ausländischen 
Kapitalgesellschaft nicht ohne weitere 
Ermittlungen verworfen und an ihre 
Stelle eine Gewinnermittlung auf Basis 
einer kostenorientierten Verrechnungs-
preismethode gesetzt werden kann. Es 
muss eine Einkünfteminderung „durch“ 
die ausdrückliche Vereinbarung nicht 
fremdvergleichsgerechter Bedingungen 
(Verrechnungspreise) vorliegen – diese 
kann nicht fingiert werden.

  Zur Abgrenzung zwischen einem   
  privaten Veräußerungsgeschäft   
  i. S. d. § 23 EStG und einem   
  erbrechtlichen Vorgang mit   
  Versorgungscharakter bzw. einer   
  gemischten Schenkung  

Der 10. Senat des Finanzgericht Düsseldorf 
(10-K-245/22-E) hatte darüber zu entschei-
den, ob eine Klägerin Einkünfte aus einem 
privaten Veräußerungsgeschäft erzielte 
– in Abgrenzung zu einem nichtsteuerba-
ren erbrechtlichen Vorgang sowie einer ge- 
mischten Schenkung. Die Klägerin und ihre 
Mutter sind Erben des verstorbenen Vaters 
der Klägerin. Zwischen der Klägerin und 
der Mutter wurden Vereinbarungen ge- 
troffen, wonach der Klägerin ein Pflicht-
teilsanspruch in bestimmter Höhe zu- 
stand. Zwischenzeitlich wurde die Mutter 
aufgrund einer Demenzerkrankung in 
einem Heim untergebracht. Die Kosten 
dafür übernahm letztlich die Klägerin.

Die Klägerin erwarb von der Mutter ein 
bebautes Grundstück, das nach Einholung 
eines Sachverständigengutachtens (ledig- 
lich) einen Verkehrswert von 52.000 Euro 
gehabt habe. Zwei Jahre später veräußerte 
sie es für 160.000 Euro weiter.

Das beklagte Finanzamt war der Auffas-
sung, dass ein Veräußerungsgewinn in 
Höhe von 108.000 Euro als privates Ver- 
äußerungsgeschäft zu versteuern sei.

Die Klägerin meinte dagegen, dass es sich 
bei dem Grundstückserwerb um einen 
nichteinkommensteuerbaren erbrechtli-
chen Vorgang mit Versorgungscharakter 
handele. Denn zum Zeitpunkt der Grundbe-
sitzübertragung sei nicht absehbar ge- 
wesen, für welchen Zeitraum die Kosten-
übernahme für die Mutter der Klägerin 
noch andauern werde. Deshalb habe die 
Klägerin durch den Grundstückserwerb die 
rechtliche Stellung des früheren Anschaf-
fungsvorgangs der Mutter der Klägerin 
fortgesetzt. Hilfsweise handele es sich um 
eine gemischte Schenkung, insbesondere 
da die damalige Bewertung offensichtlich 
grob fehlerhaft zu niedrig erfolgt sei. Bei 

Aufteilung des Anschaffungsvorgangs in 
einen entgeltlichen und unentgeltlichen 
Teil sei der unentgeltlich erworbene Anteil 
nicht steuerbar und der entgeltliche Teil im 
konkreten Fall mit einem Gewinn von EUR 
0 zu bemessen.

Der 10. Senat wies die Klage mit Urteil vom 
8. April 2025 (Az. 10 K 245/22 E) ab. Bei 
Würdigung der Umstände des konkreten 
Einzelfalls, insbesondere des Übertra-
gungsvertrags, seien keine Anhaltspunkte 
dafür ersichtlich, dass die Klägerin ihrer 
Mutter eine auf ihre Versorgung gerichtete 
Zusage für die Übertragung des streitge-
genständlichen Grundbesitzes gemacht 
haben könnte. Vielmehr liege eine (teil- 
weise) Erfüllung der erbrechtlichen Forde- 
rung der Klägerin gegenüber ihre Mutter 
vor. Auch eine gemischte Schenkung sei 
zu verneinen. Es könne nicht festgestellt 
werden, dass eine (teilweise) unentgeltli-
che Übertragung subjektiv gewollt 
gewesen sei.

Die Entscheidung, zu der der Senat die Re- 
vision zum Bundesfinanzhof nicht zuge- 
lassen hat, war bei Redaktionsschluss 
noch nicht rechtskräftig.

  Verzinsung von zu erstattenden   
  Kapitalertragsteuerbeträgen  

Ausländische Anteilseignergesellschaften, 
denen einbehaltene Kapitalertragsteuer 
auf Gewinnausschüttungen nach Art. 5 der 
Mutter-Tochter-Richtlinie i. V. m. § 50d Abs. 
1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) a. F. (heute § 50c Abs. 3 Satz 1 EStG) 
zu erstatten ist, haben auf der Grundlage 
des Unionsrechts einen Verzinsungsan-
spruch, wenn ihnen die Erstattung der 
Steuerbeträge unter Verstoß gegen das 
Unionsrecht vorenthalten wird oder die 
Kapitalertragsteuer von vornherein unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht einbehal-
ten wird. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) mit Urteil vom 25.02.2025 – VIII R 
32/21 entschieden. Die Entscheidung 
dürfte eine beträchtliche finanzielle 
Tragweite für den Fiskus haben. In der 
Vergangenheit hatte das Bundeszentral-
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amt für Steuern (BZSt) vielen ausländi-
schen Anteilseignern die Erstattung von 
Kapitalertragsteuer unter Berufung auf § 
50d Abs. 3 EStG (i. d. F. des Jahressteuer-
gesetzes 2007 vom 13.12.2006, BGBl I 
2006, 2878, BStBl I 2007, 28) verweigert, 
was nach den Entscheidungen des 
Gerichtshofs der Europäischen Union 
(EuGH) Deister Holding und Juhler Holding 
vom 20.12.2017 - C 504/16 und C 613/16 
(EU:C:2017:1009) jedoch gegen das 
Unionsrecht verstieß. In all diesen Fällen 
kann es nunmehr zur Festsetzung von 
Zinsen kommen.

Im Streitfall hatte eine deutsche Aktienge-
sellschaft (AG) Gewinnausschüttungen an 
eine österreichische Muttergesellschaft 
vorgenommen. Für drei der Gewinnaus-
schüttungen wurde die Erstattung der von 
der AG einbehaltenen Kapitalertragsteuer 
im Erstattungsverfahren vom BZSt unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht gemäß § 
50d Abs. 3 EStG 2007 abgelehnt. Für eine 
weitere Gewinnausschüttung war der 
österreichischen Muttergesellschaft zu- 
nächst eine sog. Freistellungsbescheini-
gung erteilt worden, nach der die AG keine 
Kapitalertragsteuer hätte einbehalten müs-
sen. Diese Freistellungsbescheinigung 
wurde vom BZSt unter Berufung auf § 50d 
Abs. 3 EStG 2007 in unionsrechtswidriger 
Weise widerrufen. Das BZSt hatte nach 
Ergehen der EuGH-Entscheidung Deister 
Holding und Juhler Holding die Kapitaler-
tragsteuer im Rahmen der zeitweise ruhen- 
den Einspruchsverfahren erstattet. Die 
allein streitgegenständlichen Verzinsungs-
anträge der österreichischen Muttergesell-
schaft hatte es abgelehnt. Eine Verzinsung 
für erstattete Kapitalertragsteuerbeträge 
sei nicht zu gewähren, wenn die Steuer 
unter Abhilfe eines Einspruchs erstattet 
werde. Das Finanzgericht gab der Klage 
hingegen teilweise statt.

Der BFH entschied, dass der österreichi-
schen Muttergesellschaft eine Verzinsung 
nach dem unionsrechtlichen Zinsanspruch 
zustehe. Der Zinslauf beginne in Fällen, in 
denen ohne ein vorheriges Freistellungs-
bescheinigungsverfahren die Erstattung 

der Kapitalertragsteuer beantragt und im 
Erstattungsverfahren in unionsrechtswidri-
ger Weise vorenthalten werde, drei Monate 
nach der Einreichung eines formal ord- 
nungsgemäßen Erstattungsantrags. Er 
ende mit dem Tag der Auszahlung des 
Erstattungsbetrags. In Fällen, in denen 
eine zunächst erteilte Freistellungsbe-
scheinigung unter unionsrechtswidriger 
Bezugnahme auf § 50d Abs. 3 EStG 2007 
vom BZSt widerrufen werde, beginne der 
Zinslauf mit dem Tag des Einbehalts der 
Kapitalertragsteuer durch die AG und ende 
mit dem Tag der Auszahlung des Erstat-
tungsbetrags. Schließlich klärte der BFH, 
dass die Zinsen für die jeweiligen Ver- 
zinsungszeiträume taggenau und für 
Verzinsungszeiträume vor dem 01.01.2019 
mit 6% p. a. zu berechnen sind. (Bundesfi-
nanzhof, VIII-R-32/21, Pressemitteilung 
vom 15.05.2025).

  Zur Gültigkeit eines zerrissenen   
  Testaments im Schließfach  

Ein im Schließfach hinterlegtes, in der Mitte 
durchgerissenes Testament steht der ge- 
setzlichen Erbfolge nicht entgegen.

Das Zerreißen eines Testaments durch den 
Erblasser ist eine Widerrufshandlung. Es 
wird gesetzlich vermutet, dass dieser 
Widerrufshandlung eine Widerrufsabsicht 
zugrunde lag. Die Aufbewahrung des zer- 
rissenen Testaments im Schließfach wi- 
derlegt diese Vermutung nicht. Das Ober- 
landesgericht Frankfurt am Main (OLG) hat 
mit am 13.05.2025 veröffentlichter Ent- 
scheidung die Beschwerde des in dem 
zerrissenen Testament Begünstigten gegen 
einen auf Basis gesetzlicher Erbfolge 
erteilten Erbschein zurückgewiesen.

Der Erblasser war in letzter Ehe kinderlos 
mit der Beteiligten zu 2) verheiratet. Nach 
seinem Versterben beantragte die Betei- 
ligte zu 2) einen Erbschein aufgrund ge- 
setzlicher Erbfolge. Das Nachlassgericht 
erteilte den Erbschein, der die Beteiligte 
zu 2) neben der Mutter des Erblassers als 
Erben auswies. Zwei Monate später öff- 
neten die Beteiligte zu 2) und ein Vertreter 

der Mutter des Erblassers das Schließfach 
des Erblassers. Dort befand sich ein hand- 
schriftliches Testament, das den Beteilig-
ten zu 1) begünstigte. Es war längs in der 
Mitte durchgerissen. Das Nachlassgericht 
hat den Antrag des Beteiligten zu 1) ab- 
gelehnt, den bereits erteilten Erbschein im 
Hinblick auf das nunmehr aufgefundene, 
zerrissene Testament einzuziehen.

Die hiergegen eingelegte Beschwerde 
hatte auch vor dem zuständigen 21. Zivil-
senat des OLG keinen Erfolg.

Das Nachlassgericht habe die Einziehung 
des Erbscheins zu Recht abgelehnt, da die- 
ser nicht unrichtig geworden sei, führte 
der Senat aus. Der Beteiligte zu 1) sei nicht 
testamentarischer Erbe geworden. Der Erb- 
lasser habe das den Beteiligten als Erben 
einsetzende Testament durch schlüssige 
Handlung widerrufen.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg · Mainz ·  
München · Pirna · Saarbrücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Donnerstag, 26. Juni 2025, 18.00 – 19.30 Uhr – WANN MACHEN STEUERLICHE GESTALTUNGEN MIT STIFTUNGEN SINN? 

Referent: Dipl.-Kaufmann Klaus Bührer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH in München. 

Durch Errichtung einer Stiftung können Nachfolgeprobleme gelöst, der Erhalt des Vermögens gesichert oder zum Beispiel gemeinnüt-
zige Zwecke mit dem eigenen Lebenswerk verbunden werden. Es gibt aber auch bedeutsame steuerliche Aspekte, die sich in bestimm-
ten Gestaltungssituationen sehr vorteilhaft auswirken können (z. B. bei der Erbschaftsteuer oder einem Wegzug ins Ausland). Es wird 
gezeigt, in welchen Fallkonstellationen der Einsatz von Stiftungen steuerlich besonders vorteilhaft sein kann.

Dienstag, 01. Juli 2025, 14.00 – 15.00 Uhr – ESG-Risiken und -Chancen steuern – von der Intuition zur finanziellen Relevanz

Referent:innen: Hendrik Leue (Director, fors.earth) und Carolin Sophie Simon | Dornbach Certified Valuation Analyst (CVA), Certified 
Sustainability Reporting Specialist (CSRS)

In diesem praxisorientierten Webinar zeigen wir, wie ESG-Risiken und -Chancen in M&A-Prozesse integriert werden können – sowohl 
qualitativ als auch quantitativ.
Anhand eines (fiktiven) mittelständischen Maschinenbauunternehmens veranschaulichen wir den Ablauf einer ESG Due Diligence und 
zeigen, wie Nachhaltigkeitsfaktoren die Unternehmensplanung und den Unternehmenswert beeinflussen können.
Zielgruppe: Unternehmensleitungen, CFOs, Nachhaltigkeitsverantwortliche und Investoren aus dem Mittelstand und Private Equity.

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 

Durch das Zerreißen des Testaments in der 
Mitte habe der Erblasser das Testament 
vernichtet. Es liege insoweit eine Wider-
rufshandlung vor. Das Testament sei un- 
zweifelhaft auch „nicht durch äußere Ein- 
flüsse „anderweitig“ in zwei Teile gera-
ten“, erläuterte der Senat weiter. Dafür 
spreche, dass das Papier mittig, aber nicht 
vollständig gerade getrennt worden sei. 
Die Trennränder seien zudem nicht glatt. 
Anhaltspunkte für ein – ggf. sachverstän-
dig aufzuklärendes – anderweitiges Tren- 
nen des Schriftstücks in zwei Teile lägen 
nicht vor. Es sei auch davon auszugehen, 
dass der Erblasser selbst das Testament 
zerrissen habe, da nur er Zugang zum 
Bankschließfach gehabt habe. Nach den 
Angaben der bei Öffnung des Schließfachs 
Anwesenden bestünden auch keine Anhalts-

punkte dafür, dass das Testament beim 
Öffnen oder Schließen des Schließfachs 
versehentlich von einer dritten Person 
zerrissen worden sei.

Es werde gesetzlich vermutet, dass diese 
Widerrufshandlung mit Widerrufsabsicht 
erfolgte. Indizien, die diese Vermutung 
widerlegen würden, seien nicht erkennbar. 
Warum der Erblasser das zerstörte Testa- 
ment im Schließfach aufbewahrte, sei zwar 
nicht nachvollziehbar. Dies allein genüge 
aber nicht zur Widerlegung der gesetzli-
chen Vermutung. Der Erblasser habe aus- 
weislich der dokumentierten 31 Öffnungen 
des Schließfaches dieses offensichtlich 
nicht ausschließlich zur Aufbewahrung 
eines ungültigen Testaments angemietet.

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

Erläuterungen
§ 2255 BGB Widerruf durch Vernich-
tung oder Veränderungen
1Ein Testament kann auch dadurch 
widerrufen werden, dass der Erblasser  
in der Absicht, es aufzuheben, die 
Testamentsurkunde vernichtet oder an 
ihr Veränderungen vornimmt, durch die 
der Wille, eine schriftliche Willenser-
klärung aufzuheben, ausgedrückt zu 
werden pflegt. 2Hat der Erblasser die 
Testamentsurkunde vernichtet oder in 
der bezeichneten Weise verändert, so 
wird vermutet, dass er die Aufhebung 
des Testaments beabsichtigt habe.


